Sozialabbau seit 2000

1. Änderung von Bundesrecht

· Nullrunde für Versorgungsempfänger im Jahre 2000. Sie erhalten keine Einmalzahlung, im Übrigen zeitliche Verschiebung der Anpassung (BBVAnpG 2000)


· Absenkung des Höchstruhegehaltssatzes von 75 auf 71,75 v. H. (Versorgungsänderungsgesetz 2001)


· Absenkung des Steigerungssatzes von 1,875 auf 1,78125 v. H. pro Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit (Versorgungsänderungsgesetz 2001)


· Verschlechterung der künftigen Hinterbliebenenversorgung durch Absenkung des Bemessungssatzes des Witwengeldes von 60 v. H. auf 55 v. H. (Versorgungsänderungsgesetz 2001)


· Verlängerung der Vermutung einer Versorgungsehe von drei Monate auf ein Jahr (Versorgungsänderungsgesetz 2001)


· Einführung der "Öffnungsklausel" zum Zweck der Absenkung oder Streichung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld

2. Vom Land NRW umgesetzte Maßnahmen

· Die Anerkennung für eine Dienstzeit von 25, 40 oder gar 50 Jahre für Beamtinnen und Beamte (Jubiläumszuwendung) wurde ersatzlos gestrichen.

· Im Bereich der Krankenversorgung (Beihilfe) wurde eine Vielzahl von Einschnitten und Eigenbeteilungen eingeführt (z.B. Kostendämpfungspauschale, Wegfall des Sterbegeldes).


· Verlängerung der Arbeitszeit um einen Tag pro Jahr seit Anfang 2003 ohne finanziellen Ausgleich.


· Streichung des Urlaubsgeldes ab 2004.


· Kürzung des Weihnachtsgeldes seit 2003.


· Erhöhung der Wochenarbeitszeit ohne finanziellen Ausgleich seit Anfang 2004.


· Verlängerung der Lebensarbeitszeit ab 2007.

3. Absichten des sog. "Eckpunktepapiers"

· Wegfall der Dienstaltersstufen

· Keine Berücksichtigung von sozialen Komponenten

· Wiederaufleben einer individuellen Leistungsprämie

· Einführung von Leistungsstufen

· Umverteilung der Gelder von Unten nach Oben

· Nichtberücksichtigung von langjähriger Berufserfahrung

· Wegfall der verlässlichen Altersversorgung

